
Seite 1/1 

 

 

 

 

 
 

 

 

Brüsseler Platz: Die PARTEI will Schluss machen mit dem Sperrzeiten-Chaos 

 

Köln, 29. Juli 2026 – Am Brüsseler Platz gelten für Gastronomen aktuell zwei 
Wahrheiten: Wer im Eilverfahren vor dem Verwaltungsgericht erfolgreich war, darf 

seine Gäste im Außenbereich vorläufig bis Mitternacht bedienen. Alle anderen 
Betriebe müssen bereits um 22 Uhr schließen.  

Die PARTEI findet das weder gerecht noch besonders schlau – und beantragt 
deshalb im Hauptausschuss am 10. August, die verkürzte Sperrzeit für alle 

Betriebe vorläufig auszusetzen.  

„Wenn das Gericht die Rechtmäßigkeit der Allgemeinverfügung der Stadt Köln 

für den Brüsseler Platz anzweifelt, sollte Gleichbehandlung nicht davon 

abhängen, wer als Erster einen Anwalt beauftragt“, erklärt Aaron von 

Kruedener, Co-Vorsitzender der Ratsgruppe Die PARTEI. "Es ist bereits jetzt 

absehbar, dass weitere Gastronom:innen mit denselben Argumenten gegen 

die städtische Verfügung klagen werden. Der Stadt drohen mehrere identische 

Verfahren."  

Hintergrund ist eine vorläufige Entscheidung des Verwaltungsgerichts Köln vom 21. 
Juli 2026. In einem Eilverfahren hatten die Richter erhebliche Zweifel an der 

Rechtmäßigkeit der städtischen Sperrzeitregelung geäußert. Nach Auffassung 
des Gerichts seien die zugrunde liegenden Lärmgutachten fehlerhaft und 

insbesondere sei es nicht erwiesen, dass die gemessenen Lautstärke-
überschreitungen tatsächlich von der Außengastronomie verursacht werden.  

Die endgültige Entscheidung steht noch aus – jedoch darf der Gastronom, der den 
Eilantrag gestellt hat, vorerst weiterhin bis Mitternacht öffnen. Für alle anderen 
gelten weiterhin die strengeren Öffnungszeiten bis 22 Uhr.  

Der PARTEI-Antrag soll verhindern, dass bis zur endgültigen gerichtlichen Klärung 
unterschiedliche Öffnungszeiten allein davon abhängen, wer bereits einen 
Eilantrag gestellt hat. Darum sollen für alle Betriebe dieselben vorläufigen 
Öffnungszeiten gelten wie für den Antragsteller im Eilverfahren. So würde niemand 

bevorzugt oder benachteiligt, und die Stadt würde sich eine Serie nahezu 
identischer Gerichtsverfahren sparen.  

Andreas Altefrohne, kölschbierpolitischer Sprecher der PARTEI, erläutert: "Die 

eingesparten Gerichts- und Anwaltskosten könnten an anderer Stelle 

sinnvoller eingesetzt werden, zum Beispiel dort, wo städtische Kosten-

explosionen den Kölnerinnen und Kölnern den Schlaf rauben – etwa bei 

der Opernsanierung, im Schulbau oder bei Brückensanierungen."  

Über den Antrag berät der Hauptausschuss der Stadt Köln am 10. August 2026: 

https://ratsinformation.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=1107174&type=do   
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